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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten Bericht 
über Maßnahmen zur Verbesserung des Rettungsvifesens 
— Drucksache 7/489 — 


A. Zielsetzung 

Durch den Ausbau eines funktionsgerechten Rettungssystems 
könnte die Zahl der Verkehrstoten wesentlich vermindert wer- 
den. Auch bei anderen Unfällen und plötzlichen Erkrankungen 
kommt es entscheidend auf schnelle ärztliche Hilfe an. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung soll durch eine Entschließung aufgefordert 
werden, die vorhandene Konzeption über den Ausbau des Ret- 
tungswesens tatkräftig durchzuführen (Realisierung des Not- 
rufes 110, angemessene Finanzierung, Notfallausweise, Schaf- 
fung weiterer gesetzlicher Voraussetzungen). 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

Der Ausbau des Rettungswesens soll nach Maßgabe vorhande- 
ner Haushaltsmittel erfolgenj durch die Entschließung entstehen 
unmittelbar keine zusätzlichen Kosten. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr, Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 56, Telefon (0 22 21) 36 35 51 



Drucksache 710221 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Seefeld 


Der Bericht der Bundesregierung in Drucksache 
7/489 wurde mit Schreiben des Präsidenten des 
Deutschen Bundestages vom 16. Mai 1973 dem Aus- 
schuß für Verkehr federführend zur Beratung über- 
wiesen. Zur Mitberatung erfolgte die Überweisung 
außerdem an den Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit, an den Innenausschuß und an den Aus- 
schuß für Forschung und Technologlie und für das 
Post- und Fernmeldewesen. Der Verkehrs aus schuß 
hat die Vorlage in seiner Sitzung am 6. Juni 1974 
behandelt. 

Die Bundesregierung legt in ihrem Bericht und in 
einer für die Ausschußberatungen bestimmten Er- 
gänzung dar, daß bei dem Ausbau des Rettungs- 
dienstes bereits erhebliche Fortschritte zu verzeich- 
nen sind. Aufbau und Durchführung des Rettungs- 
wesens sind grundsätzlich Angelegenheit der Län- 
der. Für einige wichtige Teilgebiete liegt jedoch die 
Gesetzgebungskompetenz beim Bund. Die Deut- 
sche Bundespost hat für die einhedtliche Einführung 
des Notrufs 110 eine Konzeption entwickelt, die nach 
Maßgabe der von den Ländern zur Verfügung zu 
stellenden finanziellen Mittel schrittweise verwirk- 
licht werden soll. Bis 1975 sollen 1 700 Ortsnetze 
(von 3 785) mit dem neuen Notrufsystem ausgerüstet 
werden; außerdem erhalten 5 OOO öffentliche Münz- 
fernsprecher auf Straßen und Plätzen einen Notruf- 
melder für den münzfreien Notruf. 

Deutliche Fortschritte sind ferner bei der Organi- 
sation der Luftrettung durch Hubschrauber festzu- 
stellen. Der Hubschrauberdienst des Bundesministe- 
riums des Innern für Katastrophenschutz und Ret- 
tungsdienst wird bis Ende 1974 über neun einsatz- 
bereite Stationen mit elf Maschinen verfügen. Da- 
mit ist zusammen mit den vier Stationen der Bun- 
deswehr und der Station der Deutschen Rettungs- 
flugwacht in Stuttgart — gerechnet auf der Basis 
eines jeweiligen Einsatzradiusses von 70 km — 
eine Abdeckung des Bundesgebietes zu rund Drei- 
viertel erreicht. 

Für den Bereich der Bundesgesetzgebung ist es 
von Bedeutung, daß der geplante Gesetzentwurf 
über die Beförderung von Personen mit Kranken- 
kraftwagen möglichst bald vor gelegt wird; ein Ge- 
setzentwurf über den Beruf des Rettungs-Sanitäters 
befindet sich bereits im Gesetzgebungsverfahren. 
Darüber hinaus ist es erforderlich, daß auch die Län- 


der im Rahmen ihrer Kompetenz das Rettungswesen 
durch Ländergesetze nach einheitlichen — zwischen 
Bund und Ländern vereinbarten — Grundsätzen 
regeln, was in Bayern bereits geschehen ist. 

Noch offen ist die Frage einer angemessenen und 
dauerhaften Finanzierung des Rettungswesens. Ein 
Sonderzuschlag zur Mineralölsteuer wirft schwierige 
verfassungsrechtliche Fragen auf und ist auch des- 
wegen problematisch, weil das Rettungssystem nicht 
nur Verkehrsopfern, sondern allen Bürgern dienen 
soll. Es wird daher notwiendig sein, auch andere 
Möglichkeiten zu prüfen. 

Der Ausschuß für Verkehr hat bei seinen Beratun- 
gen mit Befriedigung gute Fortschritte bei der Ent- 
wicklung eines einheitlichen Rettungssystems auf 
der Grundlage eines praktikablen Konzepts fest- 
stellen können. Hervorzuheben ist, daß die Bundes- 
länder insbesondere durch Verstärkung der Haus- 
haltsmittel für das Rettungswesen die Entwicklung 
vorantreiben, ferner der bei allen zuständigen Stel- 
len vorhandene gute Wille zur Zusammenarbeit. 
Der Ausschuß legt besonderen Wert darauf, daß die 
auf dem Gebiete des Rettungswesens vorhandenen 
privaten Organisationen in möglichst großem Um- 
fange in das einheitliche Rettungssystem eingefügt 
und in wirksamer Weise mit öffentlichen Mitteln ge- 
fördert werden. Für die Privatinitiative sollte mög- 
lichst großer Raum gegeben werden. Nach Auffas- 
sung des Ausschusses sollten aucii' die zuständigen 
Bundesressorts prüfen, ob innerhalb der vom 
Grundgesetz bestimmen Kompetenzverteilung zwi- 
schen Bund und Ländern eine Möglichkeit besteht, 
seitens des Bundes die finanzielle Mitverantwor- 
tung für bestimmte Modelleinrichtungen auf dem 
Gebiete des Rettungswesens zu übernehmen. 

Der Ausschuß schlägt eine Entschließung vor, die 
auf die zügige Durchführung der vorhandenen Kon- 
zeption der Bundesregierung abzielt. In dem Ent- 
schließungstext hat der Ausschuß die Empfehlungen 
der mitberatenden Ausschüsse im wesentlichen be- 
rücksichtigt. Die Bundesregierung soll vor allem da- 
zu aufgefordert werden, dem Parlament so bald wie 
möglich einen Soll-Ist- Vergleich vorzulegen. Außer- 
dem erscheint es erforderlich, daß das Parlament 
über die weitere Entwicklung durch einen Sach- 
standsbericht zum 30. Juni 1976 unterrichtet wird. 


Bonn, den 6. Juni 1974 


Seefeld 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Von dem Bericht der Bundesregierung in Drucksache 7/489 wird Kenntnis 

genommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) den Gesetzentwurf über die Beförderung von Personen mit Krankenwagen, 
der alle Krankentransporte erfassen soll, beschleunigt vorzulegen, 

b) darauf hinzuwirken, daß in allen Bundesländern einheitlich gestaltete 
Rettungsgesetze erlassen und dem Ausschuß für Verkehr des Deutschen 
Bundestages die mit den Ländern vereinbarten Grundsätze zur Verbesse- 
rung des Rettungswesens und für den Einsatz von Hubschraubern im Ret- 
tungsdienst vorlegt werden, 

c) die Herausgabe eines einheitlich gestalteten mehrsprachigen Notfallaus- 
weises für alle Bürger zu beschleunigen, 

d) die Schaffung von Notrufsäulen und die Einrichtung eines einheitlichen 
Notrufes 110 weiter voranzutreiben, 

e) sich für eine dauerhafte und angemessene Finanzierung des Rettungs- 
wesens einzusetzen, wobei auch der Einsatz von Bundesmitteln für beson- 
ders bedeutsame überregionale Projekte im Rahmen des Artikels 104 a 
des Grundgesetzes zu prüfen ist, 

f) dem Deutschen Bundestag so bald wie möglich eine Übersicht über die 
Anforderungen an ein modernes Rettungssystem und über die vorhande- 
nen Einrichtungen vorzulegen ; dieser Soll-Ist-Vergleich soll sich insbe- 
sondere erstrecken auf Krankenwagen, Rettungswagen und die Zahl der 
Hubschrauberstationen, 

g) dem Deutschen Bundestag zum 30. Juni 1976 einen weiteren Bericht über 
die Entwicklung des Rettungswesens vorzulegen. 


Bonn, den 6. Juni 1974 


Der Ausschuß für Verkehr 


Börner 

Vorsitzender 


Seefeld 

Berichterstatter 



